Statement des Vorsitzenden der Härtefallkommission NRW 

zum Härtefallverfahren nach § 23a AufenthG

für den Praktiker-Erfahrungsaustausch

des Bundesministeriums des Inneren

im Rahmen der

Evaluation des Zuwanderungsgesetzes

am 30./ 31.März im Bundeshaus

Für die Gelegenheit als Vorsitzender der Härtefallkommission beim Innenministerium des Landes NRW im Rahmen dieses Erfahrungsaustausches die Arbeit der Härtefallkommission darstellen und eine erste Bewertung dieser neuen Vorschrift vornehmen zu können, bedanke ich mich.

Ausgangssituation und rechtliche Grundlagen

Das Gesetz zur Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung und zur Regelung des Aufenthalts und der Integration von Unionsbürgern und Ausländern (Zuwanderungsgesetz) vom 30. Juli 2004 (BGBl. I Seite 1950) ist  am 1.01.2005 in Kraft getreten. 

Dieses Artikelgesetz beinhaltet als Artikel 1 das Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz - AufenthG).

§ 23a AufenthG regelt in seinen Absätzen 1 und 2 die Aufenthaltsgewährung in Härtefällen.

„(1) Die oberste Landesbehörde darf anordnen, dass einem Ausländer, der vollziehbar ausreisepflichtig ist, abweichend von den in diesem Gesetz festgelegten Erteilungs- und Verlängerungsvoraussetzungen für einen Aufenthaltstitel eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird, wenn eine von der Landesregierung durch Rechtsverordnung eingerichtete Härtefallkommission darum ersucht (Härtefallersuchen). Die Anordnung kann im Einzelfall unter Berücksichtigung des Umstandes erfolgen, ob der Lebensunterhalt des Ausländers gesichert ist oder eine Verpflichtungserklärung nach § 68 abgegeben wird. Die Annahme eines Härtefalls ist in der Regel ausgeschlossen, wenn der Ausländer Straftaten von erheblichem Gewicht begangen hat. Die Befugnis zur Aufenthaltsgewährung steht ausschließlich im öffentlichen Interesse und begründet keine eigenen Rechte des Ausländers.“

„(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung eine Härtefallkommission nach Absatz 1 einzurichten, das Verfahren, Ausschlussgründe und qualifizierte Anforderungen an eine Verpflichtungserklärung nach Absatz 1 Satz 2 einschließlich vom Verpflichtungsgeber zu erfüllender Voraussetzungen zu bestimmen sowie die Anordnungsbefugnis nach Absatz 1 Satz 1 auf andere Stellen zu übertragen. Die Härtefallkommissionen werden ausschließlich im Wege der Selbstbefassung tätig. Dritte können nicht verlangen, dass eine Härtefallkommission sich mit einem bestimmten Einzelfall befasst oder eine bestimmte Entscheidung trifft. Die Entscheidung für ein Härtefallersuchen setzt voraus, dass nach den Feststellungen der Härtefallkommission dringende humanitäre oder persönliche Gründe die weitere Anwesenheit des Ausländers im Bundesgebiet rechtfertigen.“

Mit der Aufenthaltsgewährung in Härtefällen nach § 23a AufenthG hat das Gesetz eine eigene Grundlage für die Regelung eines Härtefalls geschaffen. In besonders gelagerten Fällen kann bei Vorliegen dringender humanitärer oder persönlicher Gründe, die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis abweichend von den im Gesetz geregelten Voraussetzungen für die Gewährung eines Aufenthaltstitels ermöglicht werden, wenn eine durch die Landesregierung eingerichtete Härtefallkommission darum ersucht. Damit wurde eine in ihren Tatbestandsvoraussetzungen auslegungsfähige und –bedürftige Ausnahmevorschrift geschaffen. Aus ihrem Zusammenhang im Regelungssystem kann sie jedoch nicht dem Ausgleich aller Schwierigkeiten und Härten, die durch das normierte System entstehen, dienen.

Erlauben Sie mir an dieser Stelle ein Zitat von Herrn Professor Dr. Günter Renner: „...Damit wird die praktische Unzulänglichkeit des sonstigen Systems bestätigt und gleichzeitig Abhilfe ermöglicht:..“ Die Vorschrift ist darauf gerichtet, „...einen Einzelfall humanitär zu lösen, der bei der Anwendung des Gesetzes sonst nicht gerecht behandelt werden kann....Die Vorschrift stellt eine materiell- und verfahrensrechtliche eigenständige Grundlage für die Aufenthaltsgewährung bereit....Das Spektrum dringender humanitärer oder persönlicher Gründe für einen Verbleib in Deutschland ist bewusst weit angelegt. Solche Gründe können sich aus einer unglücklichen Konstellation oder Entwicklung des persönlichen Schicksals ergeben, die unter andere Vorschriften nicht subsumiert werden können, weil sie von den dort erfassten Sachverhalten abweichen. Sie können durch eine ungewöhnlich lange Aufenthaltsdauer ohne gesicherten Status verstärkt werden. Schließlich können sie auf einem ungünstigen Zusammenwirken von persönlichen und wirtschaftlichen Faktoren beruhen, die trotz langen Aufenthalts eine Inanspruchnahme ministerieller Altfallregelungen nach § 23 Abs.1 unmöglich gemacht haben.“ 

Mit der Verordnung zur Einrichtung einer Härtefallkommission nach § 23a des Aufenthaltsgesetzes und zur Regelung des Verfahrens (Härtefallkommissionsverordnung –HFKVO-)  vom 14. Dezember 2004 ( GV.NRW: S.820 ) hat die Landesregierung in Nordrhein- Westfalen von der Ermächtigung des § 23 a Abs. 2 AufenthG sowohl im Hinblick auf die Einrichtung einer Härtefallkommission, als auch im Hinblick auf die Delegationsmöglichkeit der Anordnungsbefugnis Gebrauch gemacht. Es wurde eine weisungsfreie und unabhängige Härtefallkommission eingerichtet. 

Die Härtefallkommission hat zur Zeit neun Mitglieder, die durch das Innenministerium für zwei Jahre berufen wurden. Fünf Mitglieder wurden auf Vorschlag der evangelische Kirche, der katholische Kirche, der Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege des Landes NRW, des Flüchtlingsrates Nordrhein-Westfalen e.V. sowie der Bundesarbeitsgemeinschaft Pro Asyl berufen. Darüber hinaus sind eine Vertreterin des Integrationsministeriums, der Leiter einer Ausländerbehörde, ein Facharzt für Psychiatrie sowie der Leiter der Geschäftsstelle als Vorsitzender, Mitglieder der Härtefallkommission. Bei seinen Berufungsentscheidungen war das Innenministerium in der glücklichen Lage auf Mitglieder zurückgreifen zu können, die zum Teil bereits über viele Jahre in der Härtefallkommission ehrenamtlich zusammengearbeitet haben. Die interdisziplinäre Zusammensetzung ermöglicht die fachkundige Bewertung der verschiedenen Aspekte vorgetragener Härtefälle. Sie zwingt die Beteiligten Interessengegensätze in der Diskussion möglichst auszugleichen. 

Die Kommission hat sich am 17.2.2005 auf der Basis des AufenthG und der HFKVO neu konstituiert. Sie kann ein Härtefallersuchen an die jeweils zuständige Ausländerbehörde richten. Aufgrund des Ersuchens darf die zuständige Ausländerbehörde abweichend von den gesetzlich festgelegten Erteilungs- und Verlängerungsvoraussetzungen eine Aufenthaltserlaubnis erteilen. Die Befugnis zur Aufenthaltsgewährung steht ausschließlich im öffentlichen Interesse und begründet keine eigenen Rechte des Ausländers. Die Härtefallkommission wird daher ausschließlich im Wege der Selbstbefassung tätig und entscheidet autonom, mit welchen der ihnen vorgetragenen Fälle sie sich inhaltlich auseinandersetzt. 

Daneben hat die neu eingerichtete Härtefallkommission wie bisher die Möglichkeit, im Einzelfall Empfehlungen zur Anwendung des geltenden Ausländerrechts zu geben oder generelle Empfehlungen an das Innenministerium zu richten. 

Nachdem die Härtefallkommissionsverordnung aus haushaltsrechtlichen Gründen zunächst nur für ein Jahr in Kraft gesetzt worden war, wurde ihre Geltungsdauer mit der ersten Verordnung zur Änderung der Härtefallkommissionsverordnung vom 19.04 2005 bis zum 31.12.2007 verlängert. Über eine Anpassung der Geltungsdauer entsprechend der Ermächtigungsgrundlage im Aufenthaltsgesetz bis zum 31.12.2009 muss noch entschieden werden.

Die notwendigen Verfahrensregelungen hat das Innenministerium nach Abstimmung mit einzelnen Ausländerbehörden sowie den Mitgliedern der Härtefallkommission mit Erlass vom 20.01.2005 in Kraft gesetzt. 

Arbeit der Härtefallkommission im Jahre 2005

Die Arbeit der Härtefallkommission bewegte sich in einem Spannungsfeld unterschiedlichster und äußerst gegensätzlicher Interessenlagen und Positionen. Auf der einen Seite wurde das Institut als solches nicht akzeptiert und damit jede positive Entscheidung auf dieser Rechtsgrundlage für falsch oder gar rechtswidrig erachtet. In der Gegenposition erhoffte man sich die Lösung aller menschlichen Probleme, die sich aus der Anwendung des Ausländerrechtes ergeben. 

Trotz dieser konträren Erwartungen waren die mit der Umsetzung der Vorschrift Beauftragten –HFK und Ausländerbehörden – aufgefordert, ihre Entscheidungspraxis unter Berücksichtigung der rechtlichen Rahmenbedingungen zu entwickeln. 

Welche Personen von dieser neuen Ausnahmevorschrift profitieren sollen, lässt sich generell und abstrakt kaum beantworten. Wäre eine Antwort leicht zu finden, hätte der Gesetzgeber vielleicht eher eine Legaldefinition in Form einer generellen Härtefallklausel geschaffen. Die Entscheidung läge dann allein in der Hand der zuständigen Ausländerbehörde. Diesen Weg ist er bewusst nicht gegangen, sondern hat „statt dessen einer praeter-legem-Konstruktion den Vorzug gegeben, in der Hoffnung, damit weitere Rechtsschutzverfahren ausschließen zu können. ... Vor allem aber – so wurde befürchtet –könne eine allgemeine Härtefallklausel zu einer weiteren erheblichen Belastung der Behörden und Gerichte führen.“ ( Hailbronner Kommentar zum Ausländerrecht § 23a AufenthG I 1 )

Die Härtefallkommission hat sich zu Beginn ihrer Arbeit für ihre Ersuchensentscheidungen nach § 23a AufenthG auf Eckpunkte für ihre Arbeit verständigt. Hierbei war sie sich der Schwierigkeit bewusst, abstrakte Entscheidungsleitlinien für Ihre Arbeit zu entwickeln. Diese sollten sich durch das Entscheidungsverhalten in den behandelten Einzelfällen sowie die Reaktionen der Ausländerbehörden auf Ersuchen gem. 

§ 23a AufenthG bilden.

Die nachfolgenden Eckpunkte wurden für die interne Entscheidungsfindung festgehalten:

1.
Die Situation in den Zielstaaten entzieht sich der Beurteilung durch die Härtefallkommission.

2.
Fragen einer wirtschaftlichen und sozialen Integration der hier lebenden Ausländer spielen neben der Aufenthaltsdauer eine herausragende Rolle.

3.
In Verfahren für minderjährig eingereiste Erwachsene, kommt es bei der Beurteilung im Einzelfall darauf an, ob aufgrund bisher gezeigter Leistungen in Schule, Ausbildung oder Beruf eine Integration in die hiesigen Lebensbedingungen zu erwarten ist. 

4.
An die Qualität vorgelegter ärztlicher Bescheinigungen und Gutachten wird, wie in der Vergangenheit, ein hoher Maßstab anzulegen sein. 

5.
Die Kommission beschäftigt sich einmal mit einem vorgetragenen Einzelfall. 

6.
Über die im Härtefallverfahren bekannt gewordenen Sachverhalte sowie über das Diskussions- und Abstimmungsverhalten in der Kommission bewahren die Mitglieder absolutes Stillschweigen. 

Entsprechend den Vorgaben der Härtefallkommissionsverordnung wurden zwischenzeitlich Entscheidungsgrundsätze schriftlich formuliert. Das Einvernehmen mit dem Innenministerium wurde am 13.12.2005 hergestellt. Die Entscheidungsgrundsätze wurden den Ausländerbehörden bekannt gegeben und sind im Internet veröffentlicht. 

Damit versucht Nordrhein-Westfalen die Umsetzung des Härtefallverfahrens soweit wie möglich transparent darzustellen. Vor dem Hintergrund der dargestellten Schwierigkeiten einer normativen Festlegung sogenannter „Härtekriterien“ sind die Grundsätze offen formuliert. So ist gewährleistet, dass im Härtefallverfahren auf sich verändernde gesellschaftliche und politische Entwicklungen reagiert werden kann.

Im Jahr 2005 sind 1064 Einzelfälle an die Härtefallkommission herangetragen worden, von denen 738 Fälle abgeschlossen sind. Seit ihrer konstituierenden Sitzung am 17.02.2005 hat die Kommission 668 Einzelfälle beraten. In ca. 5 % ( 29 Fälle) der beratenen Fälle hat sie eine Empfehlung zur Anwendung des geltenden Ausländerrechts an die zuständige Ausländerbehörde gerichtet. 

In 14 % ( 92 Fälle ) der beratenen Fälle hat sie die zuständige Ausländerbehörde darum ersucht, eine Aufenthaltserlaubnis abweichend von den sonstigen Erteilungs- und Verlängerungsvoraussetzungen des Aufenthaltsgesetzes zu erteilen. In 74 Fällen sind die Ausländerbehörden dem Ersuchen gefolgt und haben Aufenthaltserlaubnisse nach § 23a AufenthG erteilt. In 14 Fällen haben sie von den neuen rechtlichen Möglichkeiten keinen Gebrauch gemacht. In 4 Fällen sind abschließende Entscheidungen noch nicht getroffen worden. Damit wurden im Jahre 2005 für ca. 300 Personen Aufenthaltserlaubnisse aufgrund der neuen Vorschrift des § 23a AufenthG abweichend von den Voraussetzungen des Gesetzes erteilt.

Ein wichtiger Aspekt der Arbeit einer Härtefallkommission sind aus meiner Sicht die Empfehlungen zur Anwendung des geltenden Ausländerrechts. Auf diesem Feld hat sich die Härtefallkommission in Nordrhein-Westfalen durch Ihre Arbeit in den vergangenen 10 Jahren einen anerkannten Namen gemacht.

Diese Arbeit stand im vergangenen Jahr aus nachvollziehbaren Gründen nicht im Fokus der öffentlichen Diskussion. Die Empfehlung ist jedoch nach wie vor ein wichtiges Instrument zur Weiterentwicklung der Entscheidungspraxis im Ausländerrecht gerade im Zusammenhang mit der Anwendung der Vorschriften zur Erteilung von Aufenthaltsrechten aus humanitären Gründen. Die Arbeit der HFK hat hier in der Vergangenheit aber auch wesentlich zur Erhöhung der Akzeptanz der Entscheidungen der örtlichen Ausländerbehörden beigetragen. Gleichzeitig sind durch diese Arbeit die in der Kommission vertretenen Organisationen gezwungen sich regelmäßig mit den Möglichkeiten und den Grenzen des Ausländerrechtes auseinander zu setzen. Die Möglichkeiten in diesem Betätigungsfeld Akzente zu setzen hängen wesentlich von den Entscheidungsspielräumen der örtlichen Ausländerbehörden ab. 

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen dass das mit den Vorschriften für ein humanitäres Aufenthaltsrecht verbundene gesetzgeberische Ziel der Abschaffung sogenannter Kettenduldungen in der Praxis des Aufenthaltsgesetzes nicht annähernd erreicht werden konnte. Breit gefächerte Anwendungshinweise in Bund und Ländern sowie zum Teil konträre Rechtsprechung zur Anwendung des § 25 AufenthG machen deutlich, dass der gesetzgeberische Wille wohl nicht eindeutig zum Ausdruck gekommen ist. Diese Situation hat es der Härtefallkommission erschwert, umsetzbare Empfehlungen zur Anwendung des Ausländerrechtes zu geben. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang aus dem Fazit eines Aufsatzes von Herrn Richter am Oberverwaltungsgericht Benassi zitieren: 

„Nach allem ist deutlich geworden, das § 25 Abs. 4 und 5 Aufenthaltsgesetz wesentlich zur Vermeidung und Reduzierung von Duldungen beitragen können. ... Die Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen nach § 25 Abs. 5 Satz 1 oder Satz 2 Aufenthaltsgesetz kann selbst dann in Betracht kommen, wenn dem Ausländer zwar eine freiwillige Ausreise prinzipiell möglich, nicht aber zumutbar ist. 

Ein derartiges Gesetzesverständnis führt gleichzeitig zu einer Entlastung der Härtefallkommissionen, denen ohnehin möglichst nicht, in den etwa aus humanitären oder sonstigen persönlichen Gründen besonders schwierig erscheinenden Verfahren, in letzter Instanz die Entscheidung überlassen werden sollte. ....... Angesichts der aufgezeigten Problemlage, insbesondere der unbestimmten Rechtsbegriffe in § 25 Abs. 4 und Abs. 5 Aufenthaltsgesetz, dürfte es vielfach eine Willensfrage sein, ob die darin enthaltenen Regelungen dem Ausländer zugute kommen. Dies erfordert ein hohes Maß an Verantwortungsbewusstsein bei allen Rechtsanwendern.“ 

Im Zusammenhang mit einer Evaluierung des Aufenthaltsgesetzes kann man diesen Appell auch an den Gesetzgeber richten und um die Worte bei allen Rechtsgestaltern ergänzen.

Bewertung und Perspektiven des Härtefallverfahrens

Durch das neue Zuwanderungsgesetz ist die Einrichtung einer Härtefallkommission institutionalisiert worden. Ihre Handlungsmöglichkeiten sind materiell gestärkt. Gleichzeitig sind die Erwartungen an die Arbeit einer Härtefallkommission sowie an die entscheidenden Behörden deutlich gewachsen. Es wird von vielen Seiten die Erwartung artikuliert, über die Vorschrift des § 23 a könne jeder Fall im Sinne der Gewährung eines Aufenthaltsrechts gelöst werden. Diese Erwartungshaltung verkennt den rechtlichen Rahmen des § 23 a AufenthG sowie die Zweistufigkeit des Entscheidungswegs. Nur im Zusammenwirken mit den zuständigen Behörden ist die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis möglich. Das Institut der Aufenthaltsgewährung in Härtefällen wird sich in der Zusammenarbeit zwischen Härtefallkommissionen und Behörden weiter entwickeln müssen. Mit dieser Veränderung sind die Belastungen für die Mitglieder so stark gewachsen, dass es eines stark ausgeprägten Idealismus bedarf, sich dieser Aufgabe neben seiner sonstigen beruflichen Tätigkeit zu stellen. Von einzelnen Mitgliedern, die auch die Arbeit des gebildeten Vorprüfungsausschusses bewältigen, wurden in einem Jahr über 30.000 Seiten gelesen. 

Mit der Vorschrift des § 23a AufenthG sind die Möglichkeiten der Aufenthaltsgewährung aus humanitären Gründen durch den Gesetzgeber bewusst erweitert worden.

Die mit der Ausführung des Gesetzes Beauftragten haben damit die Möglichkeit erhalten, neben der Anwendung des umfangreichen ausländerrechtlichen Regelwerks, im Einzelfall menschliche Aspekte zu berücksichtigen. Diese Möglichkeit sollte nach den Erfahrungen des ersten Jahres dringend erhalten werden. Über die Möglichkeiten und Grenzen einer solchen Norm kann und muss man streiten. Die Praxis des ersten Jahres zeigt, dass die Anwender die Möglichkeiten der Norm unterschiedlich betrachten und praktizieren. Dies ist in Anbetracht der offenen Interpretationsmöglichkeiten nicht verwunderlich. Verstärkt wird dies durch eine breite rechtliche Bewertung der sonstigen Vorschriften für die Erteilung humanitärer Aufenthaltsrechte durch die Gerichte und die Innenminister.

Im Jahre 2005 haben mit Ausnahme der Länder Bayern und Niedersachsen alle Länder von der Ermächtigungsgrundlage des § 23a AufenthG Gebrauch gemacht und eine Härtefallkommission eingerichtet. Auch aus diesen Ländern gibt es erste, aus Niedersachsen inzwischen sehr deutliche Anzeichen, dass dort eine Härtefallkommission eingerichtet werden könnte. Damit hat sich das Institut Härtefallkommission im ersten Jahr der Anwendung des neuen Zuwanderungsgesetzes in der Bundesrepublik etabliert.

An der Einrichtung von Härtefallkommissionen sollte festgehalten werden. Sie gewährleisten die Einbindung nicht staatlicher Organisationen in die schwierigen und gesellschaftlich umstrittenen ausländerrechtlichen Entscheidungen. Gleichzeitig institutionalisieren sie den Dialog zwischen staatlichen und nicht staatlichen Stellen in der Umsetzung des Ausländerrechtes. 

Es ist zu überlegen, welche Rolle diese Einrichtungen künftig übernehmen sollen.

Aus der Sicht der Härtefallkommission NRW wäre es auch praktikabel, die Entscheidung über die Aufenthaltsgewährung in Härtefällen in den Katalog der Vorschriften zur Gewährung von Aufenthaltsrechten aus humanitären Gründen aufzunehmen und so in die Zuständigkeit der Ausländerbehörde zu übertragen. Den Härtefallkommissionen käme dann, wie in der Vergangenheit, empfehlende Kompetenzen zu. 

Inwieweit sich der Gesetzgeber hierzu im Hinblick auf dann nicht auszuschließende Rechtschutzverfahren verstehen kann, kann ich nicht einzuschätzen. Ich gebe zu Bedenken, dass im ersten Jahr der Anwendung des AufenthG die Rechtsstreitverfahren zur Anwendung des § 25 Abs.5 AufenthG so deutlich zugenommen haben, dass eine rechtstechnische Verknüpfung der gesetzgeberischen Anliegen aus den §§ 23 a und 25 Abs.5 in einer justiziablen Norm die Zahl der Verwaltungsstreitverfahren wohl nicht spürbar erhöhen würde. Eine entsprechend normierte Härtefallklausel böte die Chance, dass sich aus dem Dialog von Verwaltung und Nicht Staatlichen Organisationen sowie zu erwartender Rechtsprechung praktikable und akzeptierte Kriterien zur Aufenthaltsgewährung aus humanitären Gründen entwickeln. Hierzu müsste der gesetzgeberische Wille deutlich klarer als bisher zum Ausdruck kommen. Mir ist bewusst, wie schwierig die Formulierung einer entsprechenden Vorschrift sein wird. Unter Berücksichtigung der sich aktuell abzeichnenden Rechtsprechung zur Art. 8 EMRK wird man sich dieser Aufgabe über kurz oder lang aber ohnehin nicht entziehen können. 

Anlagen:

Härtefallkommissionsverordnung

Verfahrenserlass vom 20.1.2005

Entscheidungsgrundsätze
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